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A
m 17. November 1933 beging die Universitätsklinik Lin-
denburg feierlich ihr 25-jähriges Jubiläum. Der Beigeord-
nete der Stadt Köln für das Gesundheitswesen, Dr. Carl 
Coerper, nutzte die Gelegenheit, um die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des größten Kölner Krankenhauses in sei-
ner Festrede auf die ideologischen Vorgaben des neuen 

NS-Regimes einzustimmen. Coerper forderte die »Erfüllung der Aufgaben 
der Krankenhäuser mit nationalsozialistischem Geist« und betonte, dass 
dieses »nur unter Beachtung der blutsmäßigen Verknüpfung der Patienten 
im Volk« zu lösen sei.1 

Worin bestand aber dieser »nationalsozialistische Geist« und was war mit 
der »blutsmäßigen Verknüpfung der Patienten im Volk« gemeint? Nach dem 
gesundheitspolitischen Programm Adolf Hitlers und des Reichsärzteführers 
Gerhard Wagner, der nach der Auflösung der Ärzteverbände und der organi-
satorischen Neuordnung des Gesundheitswesens zum mächtigsten Gesund-
heitspolitiker des »Dritten Reichs« aufgestiegen war, sollten sich die Kranken-
häuser in den Dienst einer völkischen Rassenpolitik stellen. Ihr Ziel war eine 
von »erbkranken« und »rassefremden Elementen« gesäuberte Gesellschaft, 
die einerseits durch die »Ausmerze kranken und rassisch minderwertigen Le-
bens« und andererseits durch die »Aufzucht hochwertigen arischen Erbguts« 
erreicht werden sollte.2 

Es liegt auf der Hand, dass die Krankenhäuser unter solchen Vorgaben 
nicht mehr in erster Linie die Aufgabe hatten, den einzelnen Patienten un-
abhängig von seiner Herkunft und seinem »Nutzen« für die Gesellschaft zu 
behandeln. In diesem Sinne ist Coerpers Formulierung von der »blutsmäßigen 
Verknüpfung« zu verstehen. Im Mittelpunkt stand fortan die Pflege des ab-
strakten »Volkskörpers«, der sich aus leistungsstarken, kampf- und fortpflan-
zungsbereiten sowie politisch überzeugten Nationalsozialistinnen und Natio-
nalsozialisten zusammensetzen sollte. Aus dieser Perspektive galten schwer 
pflegebedürftige psychisch und chronisch Kranke, Alte und Behinderte, aber 
auch Bevölkerungsgruppen, die rassistisch verfolgt und sozial ausgegrenzt 
wurden, als »lebensunwert«. Nach diesen rassenbiologischen, politischen 
und wirtschaftlichen Vorgaben wurden den Ärzten und Schwestern im NS-
Staat neue Aufgaben zugewiesen: Sie sollten als »Gesundheitsführer« und 
in »dienender Mütterlichkeit« das Reservoir an Arbeitskräften und künftigen 
Soldaten erhalten und die Selektion zwischen »heilungswertem« und »hei-
lungsunwertem« Leben treffen.

»Judenrein«: 
Der Ausschluss der jüdischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Den ersten Schritt zur Umsetzung dieser menschenverachtenden Politik bildete 
die Entlassung der jüdischen – und zu einem weit geringeren Prozentsatz – der 
politisch missliebigen Ärzte aus dem öffentlichen Gesundheitswesen, die der 
1929 gegründete Nationalsozialistische Deutsche Ärztebund (NSDÄB) bereits 
vor der Machtübernahme gefordert hatte und die unter den neuen Macht-
verhältnissen von Wagner angeordnet worden war. In Köln wie in anderen 
deutschen Städten wurde die »Säuberung« der kommunalen Krankenhäuser 
rasch und ohne nennenswerte Widerstände vollzogen.3 Noch bevor mit dem 
im April 1933 erlassenen »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-

Abb. gegenüber:
Nach dem Bombenangriff im 
Dezember 1944 war die Krankenan-
stalt Lindenburg endgültig zerstört.
[Abb.: UAK]

Gesundheitsdezernent der Stadt Köln 
von 1926 bis 1945, Dr. Carl Coerper 
[Abb.: HAStK]
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tums« die rechtliche Grundlage zur Verdrängung der unerwünschten Medizi-
ner geschaffen war, begann die Stadt Köln, in der die Nationalsozialisten nach 
den Kommunalwahlen vom 12. März 1933 die Macht übernommen hatten, 
die jüdischen Ärztinnen und Ärzte von ihren Stellen auszuschließen. Feder-
führend tätig waren der Beigeordnete für Personalangelegenheiten, Dr. Julius 
Ludwig, sowie Gesundheitsdezernent Coerper, die ihre Aktionen eng mit dem 
führenden Ärztefunktionär der NSDAP in Köln, Dr. Rudolf Hartung, abstimm-
ten.4 Ludwig forderte bereits im März 1933 die Leiter der städtischen Kran-
kenhäuser auf, die Namen jener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu nennen, 
die jüdisch waren oder jüdische Ehepartner hatten, und die Kliniken kamen 
dem Anliegen bedenkenlos nach. Die zwölf Genannten – vornehmlich Assis-
tenz- und Volontärärzte ohne Festanstellung – wurden mit sofortiger Wirkung 
zum 31. März »beurlaubt«. Es folgten bis 1937 acht weitere Entlassungen aus 
dem städtischen Dienst bzw. antizipierende Kündigungen durch die Betrof-
fenen selbst wie die von Eduard Krapf, einem Privatdozenten für Neurologie 
und Psychiatrie an der Universitätsklinik Lindenburg, der seine Entscheidung 
rückblickend folgendermaßen begründete: »Im Hinblick auf meine christlich-
demokratischen Überzeugungen und die jüdische Herkunft meiner Frau sah 
ich für mich und meine Familie weder menschlich noch beruflich noch wissen-
schaftlich würdige Lebensmöglichkeiten.«5 

Es waren jedoch nicht nur Mediziner betroffen. Im März 1933 war etwa 
auch der vom Judentum zum Protestantismus konvertierte Krankenhauspfar-
rer Ernst Flatow an der Lindenburg auf Initiative Coerpers entlassen und aus 
seiner Wohnung auf dem Klinikgelände vertrieben worden, ohne dass Klinik- 
oder Kirchenleitung dagegen interveniert hätten.6 Im April 1933 setzte die 
Diskriminierung der jüdischen Schwestern(-schülerinnen) ein. Die Mehrheit 
der städtischen medizinischen Schulen sprach sich auf Anfrage Coerpers für 
eine Aufnahmebeschränkung der jüdischen Schülerinnen und Schüler sowie 
der technischen Assistentinnen und Assistenten aus. In den folgenden Jahren 
verließ das jüdische Pflegepersonal die städtischen Einrichtungen, obwohl erst 
das reichseinheitliche Krankenpflegegesetz von 1938 vorschrieb, dass Juden 
und Jüdinnen die »Krankenpflege nur an Juden oder in jüdischen Anstalten 
berufsmäßig ausüben« durften. Bis 1938 war die schrittweise »Entjudung« 
des kommunalen Krankenhauswesens in Köln abgeschlossen. Die nichtjüdi-
schen Mitarbeiter nahmen die Vertreibung ihrer jüdischen Kollegen und Kol-
leginnen offenbar gleichmütig hin. Von einer öffentlichen Unterstützung fehlt 
zumindest jede Spur.

Erbbiologie und Rassenhygiene: 
Zwangssterilisationen an Kölner Krankenhäusern 
Auch die Etablierung von Erbbiologie und Rassenhygiene im kommunalen 
Gesundheitswesen wurde schnell vollzogen. In Köln, welches bereits 1934 
das Zentrum der Rassenpolitik im Rheinland darstellte, entstand eine Vielzahl 
entsprechender Institutionen der Partei, des NS-Ärztebundes, der Universität, 
verschiedener Krankenhäuser und des Gesundheitsamtes. Im Bürgerhospital 
wurde eine Abteilung »Rassen- und Konstitutionspflege« als Außenstelle des 
Gesundheitsamtes eingerichtet und im Augustahospital hatte ein gerichtsärzt-
liches Institut zur »Begutachtung von Erbgesundheit und Erb- und Rassenpfle-
ge« seinen Platz.7 

Entlassungen von Ärzten aus 
»rassischen« Gründen 1933–1937

Bürgerhospital
Dr. Calomon (Röntgeninstitut)
Dr. Emil Kleinhaus (Röntgeninstitut)
Dr. Hermann Simchowitz 
(Röntgeninstitut)

Lindenburg
Prof. Dr. Gustav Aschaffenburg 
(Psychiatrie)
Dr. Rudolf Aschaffenburg 
(Kinderklinik)
Dr. Walter Brandt (Med. Klinik)
Dr. Max Günther (Psychiatrie)
Dr. Walther Jahrreiß (Psychiatrie)
Prof. Dr. Bruno Kisch (Physiologie)
Dr. Heinrich Krapf (Psychiatrie)
Dr. Daniel Laszlo (Med. Klinik)
Dr. Rudolf Leuchtenberger 
(Med. Klinik)
Dr. Erna Loewy (Hautklinik)
Dr. Emil Meirowsky (Hautklinik)
Dr. Edgar Meyerheim (Zahnklinik)
Dr. Hans Oster (Frauenklinik)
Dr. Anneliese Schloss (Hautklinik)
Dr. Helmut Seckel (Kinderklinik)
Dr. Otto Veit (Anatomie)

Städtisches Krankenhaus 
in Mülheim
Dr. Joseph Cohen (Im Nebenamt 
Facharzt für HNO-Kranheiten)
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Die Grundlage für die NS-Rassenpolitik war das »Gesetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses«, das im Juli 1933 verabschiedet worden war und 
am 1. Januar 1934 in Kraft trat. Es erlaubte Zwangssterilisierungen in großem 
Umfang, um die als »erbkrank« und »rassisch minderwertig« eingestuften 
Menschen an der Fortpflanzung zu hindern und setzte so das Menschenrecht 
auf körperliche Unversehrtheit außer Kraft.8 

Allein in Köln wurden zwischen 1934 und 1943 von Ärzten und Ärztinnen 
schätzungsweise 4.500 Anträge auf Sterilisation gestellt, wobei sich gerade 
die Anstaltsärzte und Klinikleiter – im Gegensatz zu ihren niedergelassenen 
Kollegen – rege an der Anzeigepraxis beteiligten.9 Ärzte des Gesundheitsamts, 
das seit 1934 als staatliche Einrichtung mit der Aufgabe der »Erb- und Ras-
senpflege« betraut war, verfassten Gutachten und reichten Sterilisierungsan-
träge beim Erbgesundheitsgericht ein, das im selben Jahr als Ort biologischer 
Sonderjustiz am Amtsgericht eingerichtet worden war. Dieses Verfahren bil-
dete trotz seiner vorgeblich rechtsstaatlichen Fassade eine Farce, in der An-
zeigende, Gutachter und Richter nicht selten in Personalunion auftraten und 
politische Erwägungen die Diagnose- und Entscheidungsfindung beeinfluss-
ten. Neben Kriminellen, Prostituierten, Alkoholikern und so genannten »Aso-
zialen« wurden in Köln auch farbige Kinder und Jugendliche sterilisiert, deren 
Väter während der Besatzungszeit nach dem Ersten Weltkrieg als englische 
und französische Soldaten in Köln stationiert waren. Rund drei Viertel der 
Eingriffe erfolgte aufgrund vager oder schwer nachprüfbarer psychiatrischer 
Diagnosen wie »angeborenem Schwachsinn« und »Schizophrenie«. Durch-
geführt wurden mindestens 2.096 Sterilisationen, wobei die Zahl der tatsäch-
lichen Unfruchtbarmachungen wesentlich höher gelegen haben dürfte.10 

Die Operationen fanden im Evangelischen Krankenhaus Weyertal (535), in 
der Chirurgischen Universitätsklinik (514), in der Universitätsfrauenklinik (556) 
sowie in Kliniken außerhalb Kölns statt. Bei den verantwortlich durchführen-
den Ärzten und Ärztinnen, die eine staatliche Lizenz für die Zwangssterilisie-
rungen beantragt hatten, stand die NS-Gefolgschaft außer Frage. Zu den ent-

Operationshaus Lindenburg – Tatort 
zahlreicher Zwangssterilisationen
[Abb.: Mank]
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schiedensten Vordenkern und Vollstreckern der Zwangssterilisierung in Köln 
gehörte der Direktor der Frauenklinik Hans Naujoks, der als Rassehygieniker 
und überzeugter NS-Parteigänger in eine prominente Führungsposition an der 
Lindenburg aufgestiegen war. Er hatte kurz nach der Veröffentlichung des 
Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses gemeinsam mit dem Urolo-
gen Hans Boeminghaus einen Ratgeber zur Sterilisierung und Kastration her-
ausgegeben und bei seinen Kollegen für ein entschiedenes Vorgehen gewor-
ben: »Unangebrachte Weichheit ist hier nicht zu verantworten. Wir sind als 
Hüter und Förderer der Volksgesundheit verpflichtet, die Überschwemmung 
mit kranken Erbanlagen zu verhindern, wenn es im Einzelfall auch der Patien-
tin gegenüber hart erscheint.«11 Aus verschiedenen Städten ist bekannt, dass 
die Operationen stark belastende Eingriffe darstellten, die zu gravierenden 
psychischen Folgeproblemen bei den Betroffenen führten.12 Zur Sterilisierungs-
praxis in Köln könnte ein bislang in der Forschung noch nicht berücksichtigter 
Bestand von Patientinnenakten der Frauenklinik genauere Auskünfte erteilen. 
Zwangssterilisationen in Köln wurden, anders als die späteren Krankenmorde, 
in Zeitungen und Rundfunk öffentlich propagiert und stießen sowohl unter 
den Medizinern als auch in der Bevölkerung auf Zustimmung. Allerdings lehn-
te die katholische Kirche die Beteiligung katholischer Ärzte und Schwestern an 
den Operationen ab; an katholischen Häusern wurden sie nicht durchgeführt. 
Doch bezog auch die Kirche nicht grundsätzlich Stellung, sondern bemühte 
sich lediglich darum, ihre Ärzte und Schwestern von der Durchführung des 
Gesetzes zu befreien. Das Generalvikariat Köln unterstrich zwar noch 1936, 
dass katholische Ordensschwestern an städtischen Häusern bei den Unfrucht-
barmachungen nicht mitwirken müssten, doch wich die Kirche bis 1940 von 
diesem Kurs ab und arrangierte sich angesichts der drohenden Entlassung der 
Schwestern mit der Sterilisierungspraxis.13 Da das Verhalten der Amts- und An-
staltsärzte bis heute nicht systematisch erforscht ist, wissen wir bisher nur von 
einem Kölner Arzt, der die Sterilisierungen nicht mitgetragen hat. Der gläubi-
ge Katholik und Stadtarzt Franz Vonessen lehnte trotz Drängens Coerpers ab, 
das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses in einem ihm zugeteilten 

Die Mehrzahl der weiblichen Opfer 
wurde in der Universitätsfrauenklinik 

zwangssterilisiert. [Abb.: Postkarte 
Sammlung Eschweiler]

Zu den wissenschaftlichen 
Schwerpunkten des 1925 in Königs-

berg habilitierten Gynäkologen 
Naujoks zählten Methoden der 

Sterilisierung und Indikationen zur 
Schwangerschaftsunterbrechung, die 

er aus eugenischen Gründen forderte. 
Naujoks blieb bis 1945 in Köln, folgte 

dann einem Ruf nach Marburg, wo 
ihn die Militärregierung entließ. Doch 

konnte er seine Karriere bald unbehel-
ligt fortsetzen. Er erhielt 1947 einen 

Lehrstuhl in Frankfurt und wurde 
1951 von der Bundesärztekammer 

beauftragt, einen »Leitfaden der 
Indikation der Schwangerschafts-

unterbrechung« zu verfassen. 
[Abb. aus: Bolte/Wolf o.J.]
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Stadtbezirk umzusetzen und wurde deshalb in den vorzeitigen Ruhestand ver-
setzt. Danach konnte er jedoch als niedergelassener Arzt unbehelligt weiter 
arbeiten, was den oft durchaus beachtlichen Spielraum für verantwortungs-
volles ärztliches Handeln im NS-Staat verdeutlichen dürfte.14

Politisierung des Klinikalltags
Die Politisierung der Kölner Kliniken jenseits ihrer besonders auffälligen Ver-
strickungen in das NS-Unrecht ist ebenfalls noch nicht untersucht. Es finden 
sich jedoch deutliche Hinweise auf einen intensiven Zugriff von Staat und Par-
tei in den Akten des Kölner Stadtarchivs und in den Krankenhauschroniken. 

Zunächst wurde die Organisation der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in 
den Krankenhäusern nach dem nationalsozialistischen Führerprinzip umge-
stellt, wie dies in der Chronik des St. Franziskus-Hospitals beschrieben ist: »Der 
Betrieb unseres Krankenhauses [wurde] in die nationalsozialistische Arbeits-
ordnung eingegliedert; die Arbeitsstunden wurden von der Partei bestimmt; 

Öffentliche Propagierung der Zwangs-
sterilisierung im »Westdeutschen 
Beobachter« (NSDAP-Zeitung im 
Gau Köln-Aachen) vom 19.3.1934
[Abb.: NS-Dokumentationszentrum 
der Stadt Köln]
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auch der 1. Mai wurde als Tag der Arbeit vom Betriebsführer (das war unsere 
ehrwürdige Schwester Oberin) und der ›Gefolgschaft‹: darunter fielen die Ärz-
te, männliches und weibliches Dienstpersonal, abgehalten.«15 

Darüber hinaus nutzte die Partei Räumlichkeiten der Krankenhäuser für 
ihre Zwecke. So wurde im Augustahospital, für das schon seit 1929 Schlie-
ßungspläne bestanden, zum 1. Mai 1933 ein geschlossenes Lager für den 
freiwilligen weiblichen Arbeitsdienst eingerichtet. Das Hospital beherbergte 
fortan ca. 200 bis 250 junge Frauen, die sich für ein halbes Jahr zum Arbeits-
dienst gemeldet hatten, während die Bettenzahl für die Patienten von 441 auf 
161 zurückging.16 

Besonders intensiv war der politische Zugriff von Staat und Partei auf die 
Ärzteschaft. Alle Mediziner unter 60 Jahren, die keine Lehrtätigkeit ausübten, 
mussten an mehrwöchigen Fortbildungskursen teilnehmen, in denen über-
zeugte Nationalsozialisten die spezifischen NS-Konzepte von Gesundheit und 
Medizin vermittelten. Zum Pflichtprogramm gehörte ferner die Einberufung 
von Assistenz- und Oberärzten zu ebenfalls mehrwöchigen Übungen in Wehr-
sportlagern, die von Oberbürgermeister Günther Riesen wegen ihres weltan-
schaulichen Schulungswerts geschätzt wurden: »Ich habe den Eindruck, dass 
die Assistenz- und Oberärzte, die in einem Wehrsportlager gewesen sind, in 
ihrer Gesamteinstellung zu den Aufgaben unserer Zeit wesentlich gefördert 
worden sind.«17 

Darüber hinaus mussten die Mediziner nach beruflichem Dienstschluss 
für Partei und Staat tätig sein. In den städtischen Kliniken wurden abends 
regelmäßig Untersuchungen der Hitlerjugend und der SA durchgeführt.18 
An diesem mehr oder weniger unentgeltlichen zusätzlichen Arbeitsdienst 
für die Partei, der auf Kosten der Krankenhäuser ging, hat sich im Übrigen 
der einzige bislang bekannte Konflikt zwischen Partei und Kliniken in der 

Im Dienste des NS-Staates: Das 
Augustahospital als Arbeitsdienstlager

[Abb.: RBA]
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Vorkriegszeit entzündet. Rudolf Hartung, seit April 1934 auch Mitglied der 
Medizinischen Fakultät, beschwerte sich im Juli selben Jahres bei dem Dekan 
der Fakultät über den ärztlichen Leiter der Lindenburg, Hans von Haberer. 
Dieser habe verschiedene Assistenzärzte nicht für den Abenddienst für NSDAP 
und SA freigestellt und ihnen dadurch »Schwierigkeiten wegen ihrer politi-
schen Tätigkeit« bereitet. Von Haberer reagierte – angesichts der schlechten 
Personalausstattung der Uniklinik und wohl auch wegen des schroffen Tons 
– außergewöhnlich scharf. Er drohte, die Angelegenheit öffentlich zu machen 
und entgegnete »dass unsere Kranken kein Verständnis dafür haben würden, 
wenn wir ihnen erklärten, dass unsere Assistenten sie des Abends nicht in 
der genügenden Weise behandeln könnten, weil sie zu politischen Diensten 
herangezogen würden.«19 Schließlich gab von Haberer aber klein bei und 
erklärte, dass er nie die Absicht gehabt habe, eine Person oder Parteiinstanz 
zu kritisieren, womit der Streit nach bisherigem Quellenstand zumindest ober-
flächlich beigelegt war. 

Nicht nur an diesem Konflikt zeigt sich der zunehmende politische Druck 
auf die Anstaltsleitungen und Krankenhausärzte. Wer weder der NSDAP noch 
einer ihrer Nebenorganisationen angehörte, musste mit Repressionen rech-
nen. So lehnte der Beigeordnete für Personalangelegenheiten Ludwig bereits 
1934 die Anstellung eines Volontärarztes am Bürgerhospital aus ebendiesem 
Grund ab.20 

Jedoch wäre es verfehlt, den politischen Anpassungsdruck an den Kölner 
Krankenhäusern zu verallgemeinern, da eine genauere Untersuchung der Mit-
gliedschaft der Kölner Krankenhausärzte in der NSDAP und ihres Verhältnisses 
zum Nationalsozialismus noch aussteht.21 Schließlich ist aus der allgemeinen 
medizinhistorischen Forschung bekannt, dass gerade die angestellten Ärzte 
die Umgestaltung des Gesundheitswesens auch aus politischer Überzeugung 
und wegen ihrer materiellen Besserstellung seit 1933 mittrugen.22 

Größere Schwierigkeiten bereitete den Nationalsozialisten die Umgestal-
tung der Krankenpflege. Hier bestand das große Ziel in der Verdrängung der 
konfessionellen Schwestern – in Köln waren Mitte der 1930er Jahre ca. 500 
Augustinerinnen und Vinzentinerinnen an den städtischen Krankenhäusern 

Hans von Haberer gilt auch heute 
noch – besonders durch seine Magen-
operationen – als eine der großen 
Ikonen der deutschen Chirurgie. Seine 
Haltung in der NS-Zeit war jedoch 
mehr als systemkonform. Er wurde 
1937 Mitglied der NSDAP. Außerdem 
war er förderndes Mitglied der SS. 
Im Dienst trug von Haberer regelmä-
ßig die Wehrmachtsuniform. 1945 
entlassen, wurde der Chirurg 1948 re-
habilitiert und gleichzeitig emeritiert.
[Abb.: AMCS]

Krankenschwestern im Hof des 
St. Vinzenz-Hospitals. Vorne rechts 
eine Vinzentinerin im Habit. 
[Abb.: NS-Dokumentationszentrum 
der Stadt Köln]
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beschäftigt – durch regimetreue NS-Schwestern. Diese sogenannten »brau-
nen« Schwestern waren organisatorisch der NS-Volkswohlfahrt (NSV) und 
ideologisch (in Ausbildung und Schulung) dem Hauptamt für Volksgesundheit 
der NSDAP unterstellt. Als überzeugte Nationalsozialistinnen sollten sie in öf-
fentlichen Krankenhäusern an leitender Stelle bei der »Aufzucht erbgesunder 
Kinder« helfen, das Verhalten von Patienten und Kollegen überwachen sowie 
die von den konfessionellen Schwestern abgelehnten Sterilisierungs- und Eu-
thanasieprogramme durchführen.23 

In Köln wurden die NS-Schwestern zunächst gemeinsam mit den übrigen 
Schwesternschülerinnen an den Krankenpflegeschulen der Lindenburg (ab 
1935), im städtischen Krankenhaus Köln-Mülheim (ab 1937) und im Bürger-
hospital (ab 1940) ausgebildet. Die Zahl der »braunen« Schwesternschüle-
rinnen stieg sukzessive von 58 auf 240, um sich auf diesem Niveau zu halten. 
Ab 1938 dienten die städtischen Krankenpflegeschulen dann ausschließlich 
ihrer Ausbildung.24 Im gleichen Jahr schrieb das oben erwähnte »Gesetz zur 
Ordnung der Krankenpflege« auch die Politisierung der Pflegeausbildung an 
den privaten Häusern fest. Fortan gehörten Erb- und Rassenpflege bezie-
hungsweise Bevölkerungspolitik verpflichtend zum Lehrkanon und wurden 
von einem Schulungsleiter der Partei unterrichtet. Ferner musste der ärztliche 
Leiter einer Krankenpflegeschule Mitglied einer NS-Organisation sein, worauf-
hin etwa dem langjährigen ärztlichen Direktor der Pflegeschule des St. Fran-
ziskus-Hospitals, Dr. Börkenkampf, vom Gesundheitsamt die Leitung entzogen 
und den beiden überzeugten nationalsozialistischen Ärzten Dr. Wilhelm Nor-
poth und dessen Sohn Leo übertragen wurde.25 

Schon zuvor war der politische Druck auf die konfessionellen Schwestern, 
deren Arbeitsverträge nicht einfach gekündigt werden konnten, in den öf-
fentlichen Häusern erhöht worden, nachdem die Nationalsozialisten 1935 
eine gezielte Rufmordkampagne gegen katholische Kirche und Ordenswe-
sen initiiert hatten, um so ihren Einfluss im kommunalen Gesundheits- und 
Wohlfahrtswesen zurückzudrängen. In Köln wurden u.a. die Generaloberin 
der Augustinerinnen, eine weitere Schwester des Ordens und die Provinzse-
kretärin der Nippeser Vinzentinerinnen wegen angeblicher Devisenvergehen 
zu hohen Haft- und Geldstrafen verurteilt. Vor diesem Hintergrund forderten 
Gauleiter Grohé und Gesundheitsdezernt Coerper verstärkt die Absetzung 
»unzuverlässiger« Schwestern bzw. die Einsetzung »brauner« Schwestern an 
leitender Stelle.26 

Doch obwohl noch bis 1937 Pläne existierten, die Ordensschwestern in 
großem Stil durch NS-Schwestern zu ersetzen und die katholischen Hospitä-
ler in städtischen Besitz zu überführen, wurden diese Pläne aus finanziellen 
Gründen von der Stadtverwaltung nicht umgesetzt.27 Es gab darüber hinaus 
nie genügend NS-Schwestern, um alle entscheidenden Stellen in den Kran-
kenhäusern zu besetzen. Somit konnten die Nationalsozialisten nicht auf die 
konfessionelle Schwesternschaft verzichten.

Neue Deutsche Naturheilkunde im Bürgerhospital 1935–1942
Wenig erfolgreich blieben in Köln auch die Bemühungen, das öffentliche Ge-
sundheitswesen durch die Einführung einer »Biologischen Medizin« grundle-
gend zu erneuern und umzugestalten, wie es 1935 anlässlich der Eröffnung 
einer Abteilung für Naturheilkunde im Bürgerhospital angekündigt worden 

Rede Josef Grohés anlässlich ei-
ner Vereidigung von NS-Schwes-
tern im Kölner Gürzenich 1934

»Hinzu kommt, dass die Zukunft 
Aufgaben stellen wird, die nur von 
Menschen erfüllt werden können, 
die in ihrer weltanschaulichen 
Haltung vom Nationalsozialismus 
erfüllt sind. Schließlich haben die 
Bischöfe Verbote für konfessionelle 
Schwestern erlassen, bei bestimm-
ten Operationen Hilfestellung zu 
leisten, so dass schon im Interesse 
der zu Behandelnden die Gründung 
der NS-Schwesternschaft dringend 
notwendig geworden ist. Den 
NS-Schwestern wird damit ein im 
Interesse der Volksgemeinschaft 
äußerst wichtiges Aufgabengebiet 
anvertraut.«



555
KÖLNER KLINIKEN IN DER NS-ZEIT

war.28 Dabei hatte die Neue Deutsche Naturheilkunde in den ersten Jahren 
nach der Machtübernahme prominente Förderer: Nach dem Willen Wagners 
sollte es, »in Zukunft zu den beruflichen Pflichten eines jeden Arztes gehören, 
neben den schulmedizinischen auch diejenigen Heilverfahren anzuwenden, 
die sich der Kräfte und Heilmittel der Natur bedienen.«29 Unterstützt von 
namhaften NS-Größen wie dem fränkischen Gauleiter Julius Streicher, dem 
»Führer-Stellvertreter« Rudolf Heß und dem Reichsführer-SS Heinrich Himmler 
sowie getragen von einer breiten Laienbewegung befand sich die Naturheil-
kundebewegung zunächst im Aufwind. In Köln hatten sich neben Oberbür-
germeister Riesen Gesundheitsdezernent Coerper und der Gauamtsleiter für 
Volksgesundheit Hartung für die Etablierung der Naturheilkunde eingesetzt.30

Im Kern bildete die Neue Deutsche Naturheilkunde eine Fundamentalkritik 
an Naturwissenschaft, Schulmedizin und Pharmaindustrie aus völkischer Per-
spektive. Diese Kritik verband sich mit einer biologistisch-volksgemeinschaft-
lich ausgerichteten Leistungsmedizin, die grundsätzlich die Präventionsarbeit 
für die Volksgesundheit höher bewertete als die Heilung des Einzelnen. Ent-
sprechend lautete das sozialdarwinistische Credo des ›Naturheilkundepapstes‹ 
Karl Kötschau: »Wer in der Natur nicht besteht, verfällt der Ausmerze.«31 Die 
Krankenhausärzte sollten die weniger schwer erkrankten »Volksgenossen« zu 
Leistungswillen und »Gesundheitspflicht« erziehen und sie zur raschen Rein-
tegration in das Arbeitsleben mit den »alterprobten Verfahren der Naturheil-
kunde« behandeln.32 

Auch im Bürgerhospital setzte man auf die Kräfte der Natur, um die Pati-
enten »so schnell als möglich wieder arbeitsfähig« zu machen. Die Abteilung 
umfasste 22 Betten in »luftigen und sonnigen Zimmern mit 3 und 4 Betten«. 
Die Behandlung bestand aus Wasser- und Lichtanwendungen, Massagen, 
Gymnastik- und Atemübungen sowie einfacher Ernährung. Aber auch nicht 
Schulmedizinisches stand auf dem Therapieplan: »Weiterhin bedienen wir uns 
in geeigneten Fällen einiger Methoden, die noch bis vor kurzem als veraltet 
und überholt galten. Ich nenne das blutige und trockene Schröpfen, den 
Aderlaß, Blutegel, Spanisch Fliegenpflaster, künstliche Hautgeschwüre, und 
die ganze Skala der Hautreizungen vom heißen Senfbrei bis zur Pustelerzeug-
nis mit Hilfe des Baunscheidt´schen Verfahrens.«33 

Allerdings konnte sich die Naturheilkunde, die eine gewisse Außenseiter-
rolle nie abstreifen konnte, weder in Köln noch reichsweit etablieren. Dass sie 
seit 1936/37 weitgehend in den Hintergrund trat, ist zum Teil dem Sektierer-
tum und der Zersplitterung der Naturärzte geschuldet. Stärker schlug aber 
der Widerstand von Schulmedizin, Kassenärzten, Gesundheitsbürokratie und 
Pharmaindustrie ins Gewicht, die angesichts der seit 1936 forcierten Kriegs-
vorbereitungen vom NS-Regime wieder hofiert wurden. Hinzu kam, dass im 
Krieg die prominenten Förderer der Naturheilkunde an Einfluss verloren oder 
verstarben. Es hatte durchaus Symbolcharakter, dass die Vorzeigeklinik der 
Naturheilkunde in Dresden im Jahr 1943 geschlossen wurde. Bereits ein Jahr 
früher hatte die Naturheilkunde in Köln ihr unspektakuläres Ende gefunden. 
Im Protokoll des Ausschusses für die Krankenanstalten vom 11. September 
1942 heißt es lapidar: »Einwendungen gegen die Schließung der Naturheilab-
teilung für die Dauer des Krieges wurden nicht erhoben.«34

Rede Dr. Hennes anlässlich der 
Eröffnungsfeier der ihm unter-
stellten Abteilung für Naturheil-
kunde im Bürgerhospital 1935

»Es ist notwendig, die Medizin aus 
den Fesseln zu befreien, die das 
vergangene Zeitalter ihr auferlegt 
hatte. Das materialistisch-mecha-
nische Denken in Verbindung mit 
einer im Dogmatischen erstarrten 
Auffassung des Lebensgesche-
hens unterstützt durch eine allzu 
rührige Technik und Chemie haben 
Heilkunde und Ärzte auf Bahnen 
gelenkt, die […] dem deutschen 
Arzt und Forscher art- und wesens-
fremd sind.«
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Kölner Krankenhäuser im Krieg: 1939–1941
Der Zweite Weltkrieg führte allgemein zu einschneidenden Veränderungen im 
öffentlichen Gesundheitswesen. Mit der Ausrichtung der (Stadt-)Gesellschaft 
auf die Erfordernisse eines aggressiven Angriffskriegs, insbesondere durch den  
Zugriff der Wehrmacht auf die Ressourcen des kommunalen Gesundheitswe-
sens, verschlechterte sich die medizinische Betreuung der Kölner Bevölkerung 
bereits in den ersten Kriegsjahren. Obwohl die Lokalpresse im Oktober 1940 
noch optimistisch verbreitet hatte, dass »die Kölner städtischen Krankenanstal-
ten hinsichtlich der Versorgung der zivilen Kranken für alle Notfälle gerüstet«35 
seien, machte sich die rigide Einberufungs- und Beschlagnahmungspraxis der 
Wehrmacht schon früh bemerkbar: Bis Dezember 1939 waren 43 Prozent der 
planmäßigen Ärzte der Kölner Krankenanstalten zum Militär einberufen wor-
den. 1942 bezifferte Gesundheitsdezernent Coerper, seit 1938 auch Leiter der 
neu eingerichteten Mobilmachungsabteilung des Gesundheitsamts, die Zahl 
der einberufenen Krankenhausärzte je nach Klinik und Abteilung sogar auf 50 
bis 70 Prozent.36 

Erschwerend kam hinzu, dass die zum Ersatz angestellten jungen Aus-
hilfsärzte sowie die aus dem Ruhestand zurückgeholten Pensionäre ihre 
Vorgänger nicht adäquat vertreten konnten. Darüberhinaus veränderte sich 
die Patientenstruktur im Krieg: Die Belegungszahlen stiegen, da die Vertreter 
der ebenfalls einberufenen niedergelassenen Ärzte die ihnen unbekannten 
Patienten schneller einem Krankenhaus überstellten, nicht zuletzt, weil die 
häusliche Krankenpflege nur noch mühsam zu bewerkstelligen war. Und es 
wurden aufgrund von Luftkriegsverletzungen schwierigere Fälle eingewiesen 
als zuvor.37 Zusammengenommen führte dies zu einer permanenten Überlas-
tung und Überforderung der Ärzte und Ärztinnen, deren Krankheitsstand und 
Sterberate in die Höhe schnellte.38 

Auch der Bettenmangel in den Kölner Krankenhäusern wurde zu einem 
Problem, nachdem die Wehrmacht im Laufe des ersten Kriegsjahres knapp 20 
Prozent der Betten für die Einrichtung von Militärhospitälern beschlagnahmt 
hatte.39 Bis zum Frühjahr 1941 erhöhten sich die Bettenausfallzahlen sogar auf 
25 Prozent, da aus Luftschutzgründen die Dachgeschosse der Kölner Kran-
kenhäuser nur noch mit transportfähigen Patienten und Patientinnen belegt 
werden durften.40 Unter diesen Bedingungen war die medizinische Regelver-
sorgung auf eine harte Probe gestellt.

Zwar bemühten sich Stadtverwaltung und lokale Gliederungen der Partei 
darum, dem schwerwiegenden Ärztemangel entgegenzusteuern, doch blie-
ben ihre Interventionen bei der Wehrmacht weitgehend folgenlos. Dagegen 
erhöhten sie erfolgreich die Bettenzahl, indem sie die Einrichtung von so ge-
nannten Hilfskrankenhäusern forcierten. Zwischen 1938 und 1941 wurden 
innerhalb des Stadtgebiets mindestens elf solcher Behelfskrankenhäuser in 
Betrieb genommen, die zwar in der Regel kleiner und einfacher ausgestat-
tet als die regulären Anstalten waren, aber maßgeblich zur Entlastung des 
kommunalen Gesundheitswesens beitrugen. Es gelang unter großen Mühen, 
mehrere hundert Betten für Notfälle zu schaffen.41 

Propagandistische Darstellung der 
Krankenversorgung im Krieg: Das Bild 
zeigt Soldaten und Rot-Kreuz-Schwes-

tern im Luftschutzkeller, vereint im 
Dienst an der »Volksgemeinschaft«. 

Die Wirklichkeit sah schon in den 
ersten Kriegsjahren anders aus. [Abb. 
aus: Das Deutsche Rote Kreuz 1943]
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Radikalisierung der Rassenpolitik: 
»Patientensäuberungen« und »Euthanasie« 1937–1941
Nicht alle Kranken konnten jedoch von diesem provisorischen System aus re-
gulären Stamm- und neuen Hilfskrankenhäuser ›profitieren‹. Juden, Roma und 
Sinti sowie Zwangsarbeiter wurden von der Behandlung in den städtischen 
Krankenanstalten ausgeschlossen und damit aus dem öffentlichen Gesund-
heitssystem verdrängt. 

Die ersten Schritte zur Verdrängung der »nichtarischen« Patienten aus dem 
Kölner Gesundheitswesen waren bereits 1937 eingeleitet worden. Wie bei der 
Entlassung der jüdischen Krankenhausangestellten arbeiteten die städtischen 
Kliniken auch hier eng mit der Stadtverwaltung zusammen. Insbesondere das 
Bürgerhospital trat nunmehr sogar als Motor der Verdrängung auf. Nach-
dem der Kölner Oberbürgermeister im Mai 1937 verfügt hatte, dass »keine 
jüdischen Kranken mehr in städtischen Krankenanstalten aufgenommen 
werden sollen« und die ambulante Behandlung fortan nur noch in Notfällen 
erlaubt war, regte der Direktor des Bürgerhospitals Prof. Dr. Grashey 1938 an, 
Juden auch nicht mehr ambulant zu behandeln.42 Man wolle das von »politi-
schen Leitern« bemängelte Problem lösen, dass sich Juden und Nichtjuden in 
einem Warteraum aufhielten und sei angeblich nicht in der Lage, getrennte 
Warteräume einzurichten.43 Daraufhin wurde Juden auch die ambulante Be-
handlung in den städtischen Kliniken untersagt. Der endgültige Ausschluss 
erfolgte im Frühjahr 1939, als sich die Stadt aus der Lungenfürsorge jüdischer 
Patienten zurückzog. In Zeiten des Krieges, als das NS-Regime sein rassenpo-
litisches Programm der Isolierung und Eliminierung unerwünschter Menschen 
weiter verschärfte, fanden jüdische Kranke ausschließlich im jüdischen Kran-
kenhaus in der Ottostraße medizinische Betreuung und Hilfe.44 

Hilfskrankenhäuser 1938–1941 

28.10.1938 Hilfskrankenhaus Zülpicher Straße 
 (ab 8.7.1941 Orthopädische Klinik Lindenburg)
14.09.1939 Universität zu Köln (14.9.1939 – 20.8.1940)
18.01.1940 Kloster vom armen Kinde Jesu Geisselstraße Ehrenfeld  
 (Lindenburg)
22.01.1940 Schule Holweider Straße Mülheim (für Infektionskranke)
29.01.1940 Küpperstift Kerpener Straße 30 (Kinderkrankenhaus Lindenburg)
20.06.1940 Pflegeheim Dellbrück (Station für aussichtslose Tbc-Kranke)
15.07.1940 Volksschule Euskirchener Straße 
 (als Hilfs-Infektionskrankenhaus für Kinder)
14.11.1940 Pflegeheim Vingst (Station für aussichtslose Tbc-Kranke)
05.02.1941 Kolpinghaus (aufgegeben am 15.9.1942) 
24.02.1941	 Teil des Elisabeth-Breuer-Stifts 
 (Innere Station des Städt. Krankenhauses Mülheim)
20.05.1941 Hilfskrankenhaus Kretzerstraße Nippes (belegt nach 
 Bombenschädigung des St. Franziskus-Hospitals, am 
 16.7.1941 wurde es Abteilung des Bürgerhospitals)
 

 HAStK, ZS Kriegschronik, 8.4.1943
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Nach der Verdrängung der jüdischen Patienten ging die Leitung des Bürger-
hospitals im Dezember 1939 auch gegen die Behandlung von Roma und Sinti 
vor. Bis 1939 waren die mehreren hundert in Köln lebenden Familien größten-
teils sozial- und krankenversichert und regulär medizinisch versorgt, obwohl 
sie während der NS-Zeit als »artfremd« und »minderwertig« verfolgt wurden 
und seit 1935 in einem »Zigeunerlager« in Köln-Bickendorf leben mussten.45 
Erst nachdem das Bürgerhospital bei dem Gesundheitsdezernenten die grund-
sätzliche Frage stellte: »Müssen Zigeuner behandelt werden?« verfügte Coer-
per Ende Februar 1940, dass die Roma und Sinti »in Zukunft in allen Fällen« 
zur Versorgung in das jüdische Krankenhaus überwiesen werden sollten.46 Zu 
diesem Zeitpunkt wurde die Deportation von 1.000 Roma und Sinti aus Köln 
im Mai 1940 schon intensiv vorbereitet.

 Auch die Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen, die seit Kriegsbeginn 
zunächst verstärkt aus dem besetzten Polen nach Köln kamen, wurden wie 
die Roma und Sinti nur im Israelitischen Asyl in der Ottostraße behandelt. 
Jedoch erhob Rudolf Hartung, diesmal in seiner Funktion als Leiter der Kölner 
Bezirksvertretung der Reichsärztekammer, Vorbehalte gegen diese Praxis. Es 
sei politisch unerwünscht, wenn jüdische Ärzte allein über die Einsatzfähig-
keit dieser Arbeitskräfte entschieden. Hartung setzte auf eine gesundheitliche 
Minimalbetreuung, die sowohl den ökonomischen Interessen des Erhalts der 
Arbeitskraft wie den rassenpolitischen Vorgaben des NS-Regimes gegenüber 
den »slawischen Untermenschen« entgegenkam. Er forderte nicht zuletzt aus 
Gründen der besseren politischen Kontrolle die Behandlung der Zwangsar-
beiter und Zwangsarbeiterinnen in einem eigenen Hilfskrankenhaus. Coerper 
beugte sich diesen Wünschen und teilte im Oktober 1940 in einer Verwal-
tungsbesprechung mit, dass »Polen und Zigeuner daselbst [im jüdischen Kran-
kenhaus] nicht mehr aufgenommen werden dürfen. Es werden hierfür mit 
sofortiger Wirkung das obere Stockwerk des Hilfskrankenhauses Geisselstaße 
86 bestimmt.«47 Als die Kapazitäten des besonders schlecht ausgestatteten 

Krankenzimmer im jüdischen Kran-
kenhaus in der Ottostraße, um 1937 

[Abb.: NS-Dokumentationszentrum 
der Stadt Köln]
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Hilfskrankenhauses nicht mehr ausreichten, um die seit 1942 sprunghaft ge-
stiegene Zahl der Zwangsarbeiter zu behandeln, verschlechterte sich ihre Lage 
dramatisch. Sie wurden zunächst in »Ausländer-Krankenbaracken« bei öffent-
lichen Krankenhäusern untergebracht und später in einem »Krankensammel-
lager« mit minimaler medizinischer Betreuung zusammengepfercht.48 

Grausam ging das NS-Regime bereits 1939 gegen jene Patienten und Pa-
tientinnen in Psychiatrie und Heil- und Pflegeanstalten vor, die aufgrund einer 
geistigen oder starken körperlichen Behinderung bzw. Erkrankung als »leben-

Polnische Zwangsarbeiterinnen vor 
dem Hilfskrankenhaus Geisselstraße, 
ca. 1942 [Abb.: NS-Dokumentations-
zentrum der Stadt Köln]
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sunwert« eingestuft wurden. Gleich nach Kriegsbeginn wurden Kinder und 
etwas später auch Erwachsene in abgelegenen Tötungsanstalten zunächst mit 
Giftspritzen, später in Gaskammern massenhaft ermordet. Reichsweit wur-
den im Rahmen der »Euthanasie« über 100.000 Erwachsene und 20.000 Kin-
der getötet, unter ihnen mehrere hundert aus Köln.49 In den Kölner Kliniken 
wurde zwar niemand ermordet, doch wurden Menschen bewusst in den Tod 
geschickt. Denn die Psychiater entschieden darüber, welche Patienten in die 
Zwischenanstalten Bonn oder Galkhausen (Langenfeld) verschickt werden 
sollten, um von dort zur Ermordung in die Tötungsanstalten transportiert zu 
werden.50 

 
Krankenhäuser im Bombenkrieg: Das Jahr 1942
Trotz des Ausschlusses unerwünschter Patientengruppen und des beständi-
gen Ausbaus von Hilfskrankenhäusern verschlechterte sich die Versorgung 
in den kommunalen Krankenhäusern mit den zunehmenden Luftangriffen.51 
Nachdem die Alliierten die Bombardements auf die nord- und westdeutschen 
Großstädte im Frühjahr und Sommer 1942 verstärkt hatten, machte sich der 
mangelhafte Luftschutz in den Kölner Krankenhäusern überdeutlich bemerk-
bar. In keinem einzigen Hospital war ein Luftschutzbunker mit OP- und Entbin-
dungsräumen eingerichtet worden, und die bestehenden Keller waren weder 
stabil genug, um den Luftschutzerfordernissen umfassend zu genügen, noch 
geeignet, Frischoperierte und Schwerkranke aufzunehmen.52 Doch obwohl die 
Kliniken bei dem städtischen Baubevollmächtigten Brandes vehement »eine 
Lösung der Luftschutzfrage« für die Krankenhäuser einforderten, waren Partei 
und Stadtverwaltung nicht bereit, diesen Ansprüchen nachzukommen. Alle 
Ressourcen wurden darauf verwandt, die Rüstungswirtschaft aufrecht zu er-
halten und den zerstörten Wohnraum der Zivilbevölkerung instandzusetzen, 
um diese zufrieden zu stellen.53 

Die Situation an den Krankenhäusern wurde zusätzlich durch weitere Ein-
berufungen von »Ärzten, Pflegepersonal aller Art, Hilfskräften« erschwert.54 
Es fehlte vor allem an Chirurgen, die die Opfer von Luftangriffen behandeln 
konnten. Das zahlenmäßig reduzierte Pflegepersonal hatte die Aufgabe, die 
Kranken bei »Einflugwetter« in die Keller zu bringen, was angesichts des 
Personalmangels oft Stunden dauerte. Viele der schwerkranken Patienten 
mussten trotz akuter Lebensgefahr in den Erdgeschossen ausharren, da die 
baulichen Mängel der Luftschutzräume weitere gesundheitliche Beeinträchti-
gungen verursacht hätten.55 

Die Verhältnisse waren also bereits vor dem 31. Mai 1942 problematisch, 
als die britische Luftwaffe mit ca. 1.000 Flugzeugen die Kölner Innenstadt 
großteils zerstörte. Nach offiziellen Angaben waren 500 Menschen getötet 
und mehr als 5.000 verletzt worden, die tatsächlichen Zahlen dürften höher 
gelegen haben. In den noch behandlungsfähigen Krankenhäusern spielten 
sich dramatische Szenen ab. 

Im Frühsommer 1942 richteten sich dann alle Anstrengungen auf ein ge-
sundheitspolitisches Katastrophenmanagement. Neben der Instandsetzung 
der zerstörten Krankenhäuser galt es vor allem, die medizinische Versorgung 
der Zivilbevölkerung für zukünftige Notfälle zu sichern. Das Gesundheitsamt 
erhielt von der Partei die Auflage, mindestens 1.500 freie Krankenbetten zur 
Verfügung zu halten. Diese Zahl wurde im Dezember gleichen Jahres noch ein-

Chronik St.-Franziskus-Hospital 
zum 31.5.1942, Mutterhaus 
Aachen, Promemoria, Bl. 114a

»Im Franziskus-Hospital in Ehrenfeld 
wurden in der Unglücksnacht etwa 
300 Verletzte eingeliefert. Vom 
Eingang bis zum Operationszimmer 
lagen die armen Leute, einer neben 
dem anderen, ein Anblick zum Er-
barmen. Der Boden war überall mit 
Blut bedeckt. Im Röntgenzimmer 
lagen elf Sterbende, die vom Hoch-
würdigen Herrn Rektor versehen 
wurden. Da die elektrische Leitung 
versagte, musste im Operationszim-
mer bei offenem Licht (!) gearbeitet 
werden und so war es unmöglich, 
die Patienten zu narkotisieren.«

Abb. gegenüber:
Die Kinderklinik der Lindenburg 

wurde 1943 evakuiert. In dem 
abgebildeten Propagandablatt des 

Deutschen Roten Kreuzes, soll der trü-
gerische Eindruck vermittelt werden, 

dass das Gesundheitswesen seinen 
Aufgaben noch gewachsen sei. [Abb. 
aus: Das Deutsche Rote Kreuz 1943]

Reste der Luftschutzeinrichtungen 
befanden sich noch bis zum Abriss in 
den Kellerräumen der Altbauten auf 

dem  Lindenburggelände. 
[Abb.: Lambertz]
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mal um weitere 1.500 aufgestockt.56 Eine fieberhafte Suche nach neuen Bet-
ten – einmal mehr zu Lasten verfolgter Bevölkerungsgruppen – setzte ein: Als 
im Juni 1942 das jüdische Hospital als Ersatz für das zerstörte Bürgerhospital 
beschlagnahmt wurde, bedeutete dies den letzten Schlag gegen die jüdischen 
Ärzte, Schwestern und Patienten, die über das Sammellager in Köln-Müngers-
dorf in die Konzentrationslager Osteuropas deportiert wurden.57 Am 8. Juli 
1942 belegte das Bürgerhospital das Haus »nach sehr gründlicher Reinigung«, 
wie angemerkt wurde, »mit bisher 110, später 340 Betten«.58 

Ferner bemühten sich die kommunalen Handlungsträger in Kooperation 
mit der Gesundheitsabteilung des Reichsinnenministeriums darum, ab 1942 
so genannte Ausweichkrankenhäuser einzurichten, die in ehemaligen Ho-
tels, Schulen oder geräumten Heil- und Pflegeanstalten zumeist außerhalb 
des Stadtinneren beherbergt waren. Die Mehrzahl dieser Häuser wurde am 
ländlichen Oberrhein eingerichtet, um notfalls ganze Abteilungen der regu-
lären Kölner Krankenhäuser aufnehmen zu können. Das größte Kölner Aus-
weichkrankenhaus befand sich jedoch in Köln-Riehl und damit innerhalb des 
Stadtgebiets. 

Teilevakuierung der Riehler Heimstätten: 
Verdrängungskette mit tödlicher Dynamik 
Am Beispiel des Ausweichkrankenhauses der Riehler Heimstätten zeigt sich, 
dass unter den Bedingungen des Bombenkriegs nun erstmalig auch alte Men-
schen offen diskriminiert wurden. Sie wurden in Heil- und Pflegeanstalten der 
Region zwangsevakuiert, um für die Behandlung der somatisch Kranken und 
der Bombenopfer Platz zu machen.59  

Schon seit April 1941 hatten die kommunale Gesundheitsverwaltung und 
die Kölner Gauleitung erwogen, im zentralen Alten- und Pflegeheim der Stadt 
Köln, den Riehler Heimstätten, die rund 80 Prozent aller Kölner Altenheim-
plätze stellten, ein großes Ausweichkrankenhaus zu errichten. Nach dem Tau-
send-Bomber-Angriff nutzten Hartung und Grohé die Gelegenheit, um eine 

Moritz Goldschmidt: Das jüdische 
Krankenhaus in Köln, Köln 1951, 
o. S.

»Die Gestapo befahl die zwangs-
weise Räumung des jüdischen 
Krankenhauses und Altersheimes. 
Auf Bahren verpackt, mussten die 
Kranken, selbst die Patienten der 
chirurgischen Abteilung, stunden-
lang im strömenden Regen im Hof 
warten, bis sie endlich gesammelt 
nach dem Fort V in Köln-Mün-
gersdorf abtransportiert wurden. 
Mehrere der Schwerkranken 
starben bereits auf dem Trans-
port, viele andere zogen sich eine 
Lungenentzündung zu und starben 
bald danach.«

Ein provisorisch eingerichteter 
Operationssaal im St. Elisabeth-

Krankenhaus [Abb. aus: 
Dokumentation 1982]

Riehler Heimstätten, 1940er Jahre 
[Abb.: Postkarte Moll]
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Teilräumung der Riehler Heimstätten durchzusetzen. Mit dem ersten Transport 
im August 1942 wurden 369 Altersheiminsassen zwangsweise in die Provin-
zialanstalt Düren und in das Kloster Hoven/Marienborn, einem Pflegeheim für 
weibliche Geisteskranke, gebracht. Diese Zahlen erhöhten sich bis Januar 1944 
auf rund 500 Kölner alte Menschen, die ins Kloster Hoven und 800, die nach 
Düren gebracht wurden. Sie mussten hier unter unwürdigen Bedingungen, 
in denen sich die Grenzen zwischen Verwahrungsstätte und Psychiatrie ver-
wischten, dahinvegetieren.60 

Beide Heil- und Pflegeanstalten waren zuvor durch die Aufnahme der neu-
en ›Patienten‹ gezwungen worden, einen Teil ihrer ursprünglichen Insassen 
zu verlegen, um Platz für die aus Köln kommenden Menschen zu schaffen. In 
einem Prozess negativer Auslese versuchten sie, ihre »therapierbaren, rüstigen 
und arbeitsfähigen Kranken nach Möglichkeit zurückzuhalten«, während sie 
»chronisch kranke, nicht mehr arbeitsfähige und hinfällige Patienten« verlegen 
ließen.61 Ein Großteil dieser »ausgesonderten« Kranken wurde in die hessische 
Tötungsanstalt Hadamar verbracht, die auch in der seit August 1942 einset-
zenden, zweiten Phase der Patientenmorde ein überregionales Tötungszent-
rum darstellte. Die auf Grund dieser Verdrängungskette frei gewordenen Teile 
der Riehler Heimstätten wurden bis zum Kriegsende als Ausweichkrankenhaus 
genutzt und halfen, die Kapazitätsengpässe in den städtischen Krankenhäu-
sern zu mindern.

 
Der Weg in die Zerstörung 1943–1945
Doch auch diese Maßnahme konnte nicht verhindern, dass das kommunale 
Gesundheitswesen unter den Bedingungen des Bombenkriegs sukzessive zu-
sammenbrach. Auf Grund von Fliegerangriffen wurden im Februar 1943 acht 
Kölner Krankenhäuser und im November 1943 acht weitere teilweise oder 
vollständig zerstört.62 

Seit Frühjahr 1943 griffen nun die getroffenen Maßnahmen zur Evakuie-
rung der Kölner Krankenhäuser. Schrittweise wurden die einzelnen Abteilungen 
der regulären Krankenhäuser mit ihrem Personal und Gerät in den neuen Aus-
weichkrankenhäusern am ländlichen Oberrhein untergebracht.63 

Die Situation an den Kölner Krankenhäusern wurde dadurch aber nur un-
wesentlich entlastet, wie aus einem Schreiben des Oberarztes Zumtobel an der 
chirurgischen Klinik Lindenburg von Oktober 1943 hervorgeht. Er könne nur 
noch dringlichste Notfälle aufnehmen, da wegen mangelnder fachgemäßer 
Betreuung zu wenige Kranke in das Ausweichkrankenhaus in Königswinter 
verlegt würden und die vielen verbleibenden Patienten in der Lindenburg nur 
noch notdürftig in den Luftschutzräumen Platz fänden: »Das Ungehaltensein 
der in diesen Räumen untergebrachten Kranken dürfte auf die Dauer mit 
Recht nicht ohne Folgen bleiben.«64 Der Druck auf die Krankenhäuser wurde 
zudem durch den Kölner Polizeipräsidenten in seiner Funktion als örtlicher 
Luftschutzleiter erhöht. Er ordnete im November 1943 an, dass die Kliniken 
trotz ihres desolaten Zustands neue Notbetten in großem Umfang zu schaffen 
hätten.65 

Unter diesen Umständen wurden nun die alten, pflegeintensiven Langzeit-
patienten und unheilbar Kranken auf Anordnung Coerpers von der Behand-
lung in den städtischen Krankenhäusern ausgeschlossen.66 Die leitenden Ärzte 
an den Kölner Kliniken bekamen vom Gesundheitsdezernten die Aufgabe 

Bittbrief einer Kölner Patientin 
an Joseph Goebbels

»Es sind lauter kranke Invaliden, die 
schon mehrere Jahre hier in Riehl 
waren. …Diese armen Menschen 
schickt man nach Düren in das Heil- 
und Pflegeheim mit Gittern an den 
Fenstern, Klosett ohne Türen, direkt 
abscheulich, Säle mit 20-30 Betten, 
keine Kleiderschränke, nur Bett und 
Stuhl. Mittags und Abends immer 
Eintopf, nur einen Löffel. Medika-
mente werden keine verabreicht, 
richtige Irrenbehandlung. Die 
Leute sollen eingehen – langsam 
aber sicher. Es sind schon einige 
Selbstmörder zu verzeichnen, die 
Leute werden zur Verzweiflung 
getrieben.«

HAStK 673/57

Rundschreiben Dr. Carl Coerpers 
an alle Chef- und dirigierenden 
Ärzte der Stamm-, Hilfs- und 
Ausweichkrankenhäuser und 
deren Verwalter, 24.11.1943 

»Der dringende Bedarf an Kran-
kenhausbetten schliesst im totalen 
Krieg deren Verwendung im Sinne 
eines Siechen- oder Altersheimes 
aus. Er lässt auch die Aufnahme 
hoffnungslos Kranker für ihre 
letzten Lebenstage im allgemeinen 
nicht zu.«

HAStK 687/14, o. Bl.
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zugewiesen, die Selektion zwischen »heilungswertem« und »heilungsunwer-
tem« Leben zu treffen: »Ich muss daher erwarten, dass die Auslese der zu 
Entlassenden sorgfältigst, aber umgehend in Angriff genommen und auch 
durchgeführt wird. Auch Pensionäre, Sieche oder andere, die immer noch 
einen Teil der Krankenbetten füllen, dürfen nicht mehr in den Anstalten ver-
bleiben. Sie sind nunmehr umgehend in die Riehler Heimstätten zu befördern. 
Von hier aus wird die Weiterverlegung vorgenommen.«67 

Bis November 1944 wurden außerdem über 1.000 Kölner Kranke mit Laza-
rettzügen nach »Mitteldeutschland« transportiert, um die Kölner Belegungs-
zahlen zu reduzieren. Die verschickten Patienten wurden in den Aufnahmeor-
ten in der Regel mit wenig Begeisterung aufgenommen, schlecht versorgt und 
ohne Informationsmöglichkeit der Angehörigen untergebracht. Sie befanden 

Die wenigen Einsatzkräfte können 
die Bombenschäden an den Kölner 
Krankenhäusern nicht beheben. Im 

Bild sieht man einen Räumtrupp bei  
Arbeiten am Bürgerhospital, der nicht 
eindeutig zu identifizieren ist. Es han-
delt sich aber nicht um KZ-Häftlinge, 

die oft für gefährliche Räumungs-
arbeiten auch im Kölner Gesundheits-

wesen eingesetzt wurden. [Abb.: RBA]
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sich im medizinischen Niemandsland, da der Herkunftsort für ihre Betreuung 
nicht mehr zuständig war und der Aufnahmeort eine bessere Betreuung ver-
weigerte.68 Doch auch diese Maßnahmen konnten die Situation nur kurzfris-
tig entschärfen. Nach kurzer Zeit waren die hohen Belegungszahlen wieder 
erreicht.

Im Jahr 1944 verschlechterte sich die medizinische Versorgung der Zivilbe-
völkerung noch einmal deutlich, da sich die Wehrmacht immer rücksichtsloser 
über die medizinische Bedürfnisse der Zivilbevölkerung hinwegsetzte und wei-
tere, dringend benötigte Ärzte einzog.69 Das Deutsche Rote Kreuz meldete am 
16. April 1944 zu Köln, dass »lebensgefährlich Verletzte oder Erkrankte erst 
nach stundenlanger Wartezeit und unter den größten Schwierigkeiten in den 
Krankenhäusern aufgenommen werden.«70 In den städtischen und privaten 

Das Eduardus-Krankenhaus in Köln-
Deutz nach einem Bombentreffer 
[Abb.: RBA]
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Krankenhäusern wurden auf Druck der Mobilmachungsabteilung Keller-Sta-
tionen eingerichtet, die aber wie in der Chirurgischen Klinik Lindenburg oft 
gänzlich unzulänglich waren, weil es an sanitären Anlagen, Entlüftungsmög-
lichkeiten sowie fließendem Wasser fehlte.71

In dieser Zeit mag sich unter den Ärzten – wie in der Gesamtbevölkerung 
– die Stimmung gegenüber dem Nationalsozialismus gewandelt haben. Ein 
Indiz hierfür ist ein Vorfall von Mai 1944, als eine Assistenzärztin an der Kin-
derklinik, die wegen ihres besonnenen Einsatzes bei einem Bombenangriff 
mit dem Kriegsverdienstkreuz ausgezeichnet werden sollte, die Annahme des 
Kreuzes gegenüber ihrem Chef, Dr. Ernst-Erich Joepchen, mit der Begründung 
verweigerte, dass sie »von diesem Staat« kein Kreuz verliehen bekommen 
wolle. Joepchen zeigte sie daraufhin wegen ihrer oppositionellen Haltung 
beim Kölner Sondergericht an, das die Assistenzärztin aber freisprach.72 Die-
ser Vorfall illustriert einerseits wie perfide das System von Überwachung und 
Denunziation auch an den Kölner Krankenhäusern funktionierte, es zeigt aber 
wiederum den beträchtlichen Handlungsspielraum der Kölner Ärzte und Ärz-
tinnen im Nationalsozialismus. 

Die 1944 noch einmal eskalierenden Bombenangriffe, insbesondere im 
Oktober des Jahres, brachten dann die weitgehende Vernichtung der Kölner 
Krankenhäuser. Die wenigen noch funktionierenden Häuser wurden im Feb-
ruar 1945 aufgrund einer sich ausbreitenden Fleckfieberepidemie von den 
Gesundheitsbehörden geschlossen. Zu Kriegsende war das Kölner Gesund-
heitswesen komplett zusammengebrochen, wie aus der Bestandsaufnahme 
des neuen Leiters des Gesundheitsamts, Dr. Franz Vonessen, im Oktober 1945 
hervorgeht. Von den städtischen Krankenhäusern war lediglich das Haus in 
Köln-Worringen mit 46 Betten leidlich intakt. Von den früheren rund 3.300 
Betten in den städtischen Kliniken bestanden noch 222, und dies fast nur 
in Kellerstationen. Es fehlte zudem an den notwendigsten Einrichtungen: In 
keinem einzigen städtischen Haus existierte ein funktionsfähiges Röntgenge-
rät; Leichen blieben unbeerdigt liegen, wenn nicht Angehörige und Nachbarn 
selbst das Grab schaufelten: »Die ganzen Einrichtungen der Gesundheitsfür-
sorge, seit Anfang dieses Jahrhunderts [...] in vorbildlicher Weise aufgebaut, 
waren restlos hinweggefegt. Ärzte – wir hatten vor dem Kriege in Köln ins-
gesamt 1.022 Ärzte! – waren noch 39 im linksrheinischen Köln gemeldet [...] 
Hebammen 19 von früher 155.«73

Kölner Krankenhäuser im Nationalsozialismus: Ein Resümee
In den Jahren zwischen 1933 und 1945 war der Beitrag der Kölner Kranken-
häuser zur Umsetzung der ideologischen Vorgaben des NS-Regimes umfas-
send. Widerstandslos ließen sich die städtischen Kliniken in den Dienst ei-
ner menschenverachtenden Rassenpolitik stellen, die von den kommunalen 
Gesundheitsbehörden und Parteigliederungen mit zunehmender Radikalität 
vorangetrieben wurde. Kölner Krankenhäuser schlossen ihre jüdischen 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen rasch und systematisch aus, beteiligten 
sich aktiv an Zwangssterilisierungen und »Euthanasie«-Verschickungen so-
wie an der Selektion zwischen »heilungswerten« und »heilungsunwerten« 
Patientengruppen, deren Kreis unter den Bedingungen des Bombenkriegs im-
mer weiter ausgedehnt wurde. Bei der Verdrängung der Juden und der Roma 
und Sinti aus dem öffentlichen Gesundheitswesen traten einzelne Häuser wie 

Chronik St. Franziskus-Hospital 
zum 30.10.1944, Chronik II, 
S. 113f.

»30. Oktober. Da hagelte es buch-
stäblich Bomben. Wir konnten im 
Keller an den Luftdruckapparaten 
[...] in der Sekunde 6-8 Bomben-
würfe zählen, manchmal noch 
mehr. [...] Was wir da erlebten und 
an Schrecken mitmachten, kann 
man nicht erzählen und beschrei-
ben [...] Wir schrieen im vollsten 
Sinne zum Herrn mit allen Gebeten, 
die wir konnten und in den Sinn 
kamen [...] Nun brachte man uns 
viele Verletzte und Tote. Das waren 
Szenen, die man nicht beschreiben 
kann [...] Im Operationssaal wurde 
durchgehend gearbeitet bis zum 
Abend des 31. Oktober. Man muss 
sich hier wieder vergegenwärtigen, 
dass seit dem 26. Oktober kein 
Licht, kein Gas, kein Wasser in Köln 
war; wir hatten hier einige Kerzen 
und Karbidlampen als Beleuchung 
[...]«
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das Bürgerhospital sogar als Initiatoren und Vollstrecker der Unrechtsmedizin 
auf. Um dies erklären zu können, sind weitere Untersuchungen unerläss-
lich. Es gilt, die Verantwortlichen an den Kölner Krankenhäusern in ihren 
Interessenlagen und Handlungsmustern genauer als bisher zu identifizie-
ren, interne Widerstände herauszuarbeiten und zwischen den einzelnen 
Krankenhäusern zu differenzieren, um die tödliche Dynamik des lokalen 
Gesundheitswesens besser nachvollziehen zu können. Das Ergebnis dieser 
Dynamik steht allerdings zweifellos fest: Der Eid des Hippokrates wurde in 
vielfältiger Weise zugunsten einer menschenverachtenden Medizin gebro-
chen. Die Kölner Krankenhäuser erfüllten die von dem NS-Regime gestellten 
Aufgaben mit erschreckender Konsequenz bis zu ihrem eigenen Untergang.
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